
wa

Zawölftes HeflHERDER JahrgangORRESPON  EN Dezember 969

Dadaurch, dafs dıe Welt verwirklıcht, “ AaS dıe izefste Verpflichtung des chrıstlichen
Glaubens <elbst 1St, auırd dıeser Glaube nıcht überflüssig. Im Gegenteil! zuird
erst recht gefordert. Denn NUYT IN ıhm 6E dey [etzte Grund 21Nner unıversalen und —

eingeschränkten Liebe eröffnet, dıe Dis ZUNYT Feindesliebe sich erstrecht und IM der Ver-
söhnung ıhre gröfsten T'rıumphe fezert. Heinrıch Frıes

Das eutsche Synodalstatut
Die Deutsche Bischofskonferenz hat aut ihrer Sonder- Erklärung wurde begrüßt, „daß durch die Verabschie-
sıtzung VO bis November 1969 iın Könıigsteın dung des Statuts eın Abschnitt der geme1insa-
(Taunus) das ursprünglıch VO  3 einer Studiengruppe Aaus INnen Verantwortung aller Glieder der Kirche 1n der
Mitgliedern des Zentralkomitees der deutschen Katholi- BRD beginnen kann“. Es werde dankbar anerkannt, da{fß
ken un! der Bischofskonferenz ausgearbeitete Statut für die Bischofskonferenz ıne Reihe VO  3 Veränderungsvor-
die (G(Gemeıinsame Synode der Diıözesen der Bundesrepu- schlägen berücksichtigt habe Die Vollversammlung hätte
blik (vgl Herder-Korrespondenz ds Jhg., 452 un „1N ihrer Mehrheit allerdings lieber gesehen, WEn das
472) mıiıt Zweidrittelmehrheit verabschiedet. Die Vorlage Statut noch nıcht verabschiedet worden ware .  “ Eıne aUus-
bedarf Jetzt noch der Zustimmung des Apostolıschen drückliche Manıitestation des Bedauerns wurde 1n die
Stuhls. Mıt dieser Zustimmung wırd bis spatestens Früh- Endtassung der relatıv zahmen Erklärung, der ıne anz
jahr 1970 gerechnet. Damıt kann der jetzt vorliegende und Sar nıcht zahme Debatte VOTAUSSCHANSCH WAar, nıcht
exXt ohl in allen wesentlichen Punkten als endgültig aufgenommen. Mırt der Tatsache der Endgültigkeit kon-
angesehen werden, da INnan bereits auf Grund informeller frontiert, bekannte inNnan sıch dem Wunsch der Bıschöfe,
Gespräche der Auffassung Roms weitgehend Rechnung „möglıchst bald ZUT intensiven Vorbereitung der inhalt-

hat liıchen Fragen der Synode kommen
Die Bischöfe entschlossen sıch Z Verabschiedung des Sta- Die Bischöfe hatten iıhre Gründe, iıhren Beschluß nıcht
TLUts nach eingehender Debatte der einzelnen Artikel (tast vertagen. Prälat Forster anntfe in den Pressekonfte-

fenzen November ın Bonn un: VOTLT der oll-die NZ elit der zweıtätıgen Sıtzung Wr dieser Dis-
kussion gew1ıdmet) trotz eines Mehrheitsbeschlusses der versammlung des Zentralkomitees 1n Maınz hauptsäch-
vorletzten Vollversammlung des Zentralkomitees der lich drei: wesentlıch NneUe Alternativvorschläge seien
deutschen Katholiken, die, w1e ıne Reihe VO  } Diıözesan- nıcht mehr SCWESCH ; ine Verschiebung
raten un intormellen Gruppen, iıne dreimonatige hätte ıne erhebliche Verzögerung 1n der Ter-
Verlängerung der Ööffentlichen Diskussion gebeten hatte. minplanung ZUT Folge gehabt; durch Beendigung der
Sıe entschieden sıch datür des Eiınwands, da{ß se1it Statutendiskussion könne möglıchst bald ıne breite Sach-
der Publikation des Entwurtfs August mehrere diskussion 1ın die VWege geleitet werden.
Diözesanräte auf Grund VO  3 Terminschwierigkeiten noch Diese Gründe konnten nıcht einfach übergangen werden.
nıcht Gelegenheit einer gemeiınsamen Stellungnahme S1e überzeugten oftenbar einen großen Teıl der der
hatten. Sıe konnten auch dem Umstand nıcht Rechnung Diskussion unmittelbar Beteıilıgten. Das zeıgt nıcht 1Ur

die konziliante Erklärung der Mehrheit des Zentral-Lragen, dafß die VO  . der Bischofskonferenz Mıtte Oktober
berufene 35köpfige Vorbereitungskommission (vgl ds komıitees, sondern auch das größeren Teıls posıitıve Echo
Heft, 587); die die ursprüngliche Studiengruppe ab- ın den publızistischen Medien, das allerdings mehr den
löste, ıhre Redaktionsarbeit noch nıcht abgeschlossen Veränderungen als dem Beschluß selbst galt. Wwıngen:

Ss1ie nıcht. Dem Hınwelils auf das Fehlen weıtererhatte (obwohl sıch diese selbst mehrheirtlich für die sotor-
tıge Verabschiedung ausgesprochen hatte) un: das Zen- Korrekturvorschläge wurde wıederholt entgegengehalten,
tralkomitee selbst laut Protokoll der Vollversamm- Inan habe in verschıiedenen remıen noch nıcht eıt g-
lung VO Oktober über einzelne Veränderungs- habt, die Detaıils des Statuts sachkundig prüfen un:
vorschläge YST auf der Vollversammlung VO un! Ende diskutieren. Zur Terminplanung wurde U A
November 1n Mainz abschließend beraten wollte eingewandt, dafß Ja die Verlängerung der Statutendiskus-
So blieb dieser Vollversammlung NUr noch Gelegenheıt, S10oON kein tormelles un: auch keın notwendiges sachliches
VO  e} der Verabschiedung des Statuts un: den durch die Bı- Hındernis für den Beginn der eigentlichen „technıschen“
schöfe beschlossenen Änderungen Kenntnıis nehmen. un sachlichen Vorbereitung sel, damıt die Synode, WwW1€
In einer NUur mIit einer Stimme Mehrheıt ANSCHOMMIENECNIN geplant, spatestens im Frühjahr 1971 konstitulert werden
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kann. Zur dritten Begründung wurde eingewandt, da{fß schiedene Generalvikare ausdrücklich tür die Streichung
auch eın zeitliches Nebeneinander thematischer Vorberei- plädierten. Ob sıch der hier zweıtellos wirksame Ödıpus-
Cung und statutarischer Entwicklung möglıch se]l. Erz- komplex „bezahlt“ macht, wırd reılıch YST die endgül-
bischof Jachym hat HSE Jüngst, November 1969, tıge Zusammensetzung zeıgen. Denn nach der jetzıgen
anläßlıch einer gemeınsamen Tagung der Katholischen Regelung werden sıch die Bischöfe veranlafßrt sehen,
Akademie iın Bayern un: des Katholischen Akademiker- den VO  e} ıhnen bestimmenden Synodalen rdi-
verbandes Osterreichs in Wıen darauf aufmerksam D narıatsvertreter e1gens berücksichtigen. Wem aber
macht, dafß das Statut der Wıener Diözesansynode TST nıcht zahlengläubig wenıger der numerischen
einem sehr spaten Zeitpunkt der Vorbereitung, 1m Aprıl als der „charısmatıschen“ Repräsentatıon liegt, wırd das
1968 die konstituierende Sıtzung der Synode WTr Zusammenschrumpten unabhängiger Persönlichkeiten iın

November des gleichen Jahres VO  S der Zentral- der Gruppe der VO Zentralkomıitee un: der Bischofs-
Oommissıon festgelegt un: VO Kardınal bestätigt wurde. konterenz Berutenen bedauern. Es wırd ıhm mehr
(Das Statut wurde nach den ersten ZzwWwel Teilsessionen, den Strich gehen, als dıie Zahl der Berutenen ohne-
nachdem INa offenbar38l des allzu Provisorischen be1- hın VO  e Je auf Je herabgesetzt wurde un! das Zen-
nahe >  ber Geschäftsordnungsfragen gestolpert Wafl, .  ber- tralkomitee angesichts der qcQhronischen Unzufriedenheit

der Verbände 1in seinen rtremı1en selnerseılts siıch Aa1ll-holt.) Allerdings hatte S1C] 1n der Bundesrepublik nıcht
7zuletzt auf Grund der Eıle mM1t rechtlichen Festlegungen aßt sehen wiırd, möglichst viele Verbändeangehörige
die Gesamtdiskussion derart einselt1g aut das Statut kon- entsenden, da diese neben den Vertretern der Diözesen
zentriert, daß INa  z} sıch 1mM Interesse der Sachfragen der nıcht als eigene Gruppen figurieren.
Argumentatıon der Bischötfe 2a2um entziehen kann. In der jetzıgen Gesamtzusammensetzung Zzeichnet sıch

deutlich die Tendenz ZUT Bıldung „diözesaner Mann-
Veränderte Zusammensetzung schaften“ ab, W1e S1e VO verschiedenen Räten un: auch

VO  a} der Mehrheit des Zentralkomitees gewünscht wırd
Diese Tendenz dürtte einen doppelten positıven Neben-Nachdem also die Entscheidung gefallen ISt, ware S$1NN-

los, wurde VO  - verschiedensten Seiten immer wıeder eftekt haben mussen die diözesanen remıen (Prie-
betont, sıch noch länger über den Termın streıten. SUCLSS Diözesan- un: Seelsorgerat) das Wahlrecht gemeıin-

SA} ausüben: S1e sind also ZU erstenmal in allen Diıöze-Interessanter ISt: 1m Augenblick, welches Aussehen das
Statut 11U'  S endgültig erhalten hat un w1e stark S1C| die sen eiınem Mınımum yemeınsamem Handeln RC
Diskussion in den VO  w den Bischöten beschlossenen Ver- ZWUNSCNH, dessen Fortsetzung sıch nachdrücklich empfiehlt.

wırd das dıözesane Engagement verstärkt, W 4as sichänderungen nıederschlug. Die Diskussion das Statut
verlief reHC, W CII auch innerhalb schmaler Gruppierun- NUur POSILtLV auf die Verwirklichung der Synodalbeschlüsse
SCn ber 500 Veränderungsvorschläge allein beım 1n den Einzeldiözesen auswirken dürfte Die Bischöte ha-

ben zudem, einem Vorschlag des Zentralkomıitees folgend,Sekretarıat der Bischofskonferenz eingegangen. eıtere
Vorschläge vingen dıe Ortsordinarien. ach einem die Detailregelung des Wahlmodus den Diozesen überlas-
schriftHlichen esumee des Sekretarıiats der Bischofskonfe- sSEe1I. Die VO  > manchen gewünschten Urwahlen wurdenWr

abgelehnt, 1aber die Räte können ea  ber eın nıcht einheit-CI konzentrierte sıch die Krıitik vornehmlich aut vier
Punkte. Diese decken sıch 1im wesentlichen miı1t den 1ın ıch regelndes Vorschlagsverfahren die Diözesan-
unserem etzten Synodenbeıitrag ckiı77ierten Änderungs- vertfirefifer entsenden. Dıie Beschränkung des passıven Wahl-

rechts auf die Mitglieder der Räte wurde aufgehoben. Da-vorschlägen (vgl Herder-Korrespondenz ds Jne? 452)
Danach bezogen sıch Prozent der Einsendungen auf die mıi1it 1St wen1gstens dıe Möglichkeit einer breiteren Kandıiıda-
Zusammensetzung, beschäftigten sıch mM1t der Beschlufß- TeENSIrEUUNG gegeben. In den Abs un: des Art

werden Nachwahl un! Vertretung geregelt. Be1 Ausschei-fassung un: der Gesetzgebungskompetenz, 38 Prozent
gyalten der Besetzung des Sekretariates un Prozent den eines Synodalen wırd der 1€ Nachfolger(in) jeweıils
der Rolle der Vertreter nıchtkatholischer Kırchen un: VO  a} dem entsprechenden Wahl- oder Entsendergremi1um

bestimmt. Eıne Vertretung 1st nıcht möglıch. I)as einzelneGemeinschatten. Dıie VO der Bischofskonferenz C
Änderungen, die nach teils langwieriger Di1s- Mitglied 1St Weısungen nıcht gebunden: Das erleichtert

kussion mi1t recht gegensätzlichen Argumenten mMI1t Z wei- nıcht 1Ur Gruppenbildungen, sondern könnte
uch das überdiözesane Gemeinschaftsbewulfßstseindrittelmehrheit beschlossen wurden, beziehen sıch eben-

talls vornehmlich auf diese vier Themenkreise. stärken. Im bisherigen Entwurf Wr das DAaSSLVE Wohlalter
Verändert wurde zunächst die Zusammensetzung. Miıt- auf Jahre festgesetzt. Das ware 1ne Synode ohne Ju-
glieder der Synode sınd emnach: alle Mitglieder der yend geworden. Was Wunder, WE besonders dıe Ju-
Bischofskonferenz (momentaner Stand 56); Je seben VO  ; vendverbände, bisher ıne der aktıvsten Gruppen 1in der
den diözesanen Räten gewählte Vertreter AaUS jedem Biıs- Synodendiskussion, dagegen protestierten. Anımıiert durch
Cum, davon mındestens Priester (1im GGanzen 154 Dı1- Bestrebungen 1in den Räten un Verbänden, haben die
Özesanvertreter), bıs Je VO' Zentralkomitee un Bischöte 1U grunes Licht tür radikale Verjüngung SCc-
VO  e} der Bischofskonferenz gewählte Katholiken, schliefß- veben. Mitglıed der Synode kann werden, Wer der LO-

misch-katholischen Kirche angehört. Aber wırd schonıch Vertreter der Orden (10 Vertreter der Kleriker-,
Vertreter der Frauen- un Vertreter der Brüder- VOorgesorgt se1n, dafß angesichts der 1m katholischen Bereich

orden). Das ergibt 1ne Gesamtzahl VO'  3 maxımal 3192 noch ziemlich unumstrittenen Praxıs der Kindertaufe die
Synodalen (56 mehr als nach der ursprünglichen assung). Synode nıcht einer Glossolalie (vgl Kor.
Gestrichen wurden die ursprünglıch vorgesehenen Ver- der Säuglinge wird. Wenigstens das allgemeıne Kirchen-
Lreter der Ordinarıate. Man wiırd hinter dieser Streichung recht da absolute renzen. Im Ganzen scheint die
ohl nıcht ine Konspiratıon zwıschen Bischöfen, „nıede- Frage der Zusammensetzung (einschließlıch des Wahl- un!
rem  «“ Klerus und Laıien die Generalvikare oder ıhre Delegationsmodus) meısten ausdiskutiert und
Behörden vermuten, Sanz abgesehen davon, daß VeI- besten gelöst se1n.
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1Ne hunstvolle Entscheidung: das Sekretarıiat menhang gesehen werden: die Stellung nıchtkatholischer
Teilnehmer. Im ursprünglıchen Entwurtf liefen nıchtkatho-

Schwieriger wırd miıt dem nächsten Punkt, dem LUr lische Teilnehmer („können eingeladen werden.
der Rubrik (‚dste Eiınen Platz ın den Kommluissıonen hattenoch Nachbetrachtungen möglıch sınd. Der ext über den

Generalsekretär An V wurde WAar abgeändert. INaAan ihnen nıcht reserviert. Heftige Kritik diesem
Man sel, hieß ın den beigefügten Erläuterungen, Punkt wurde schon auf der Pressekonferenz VO  3 Priälat
einem „häufig geäiußerten Wounsch“ gefolgt un: habe den Forster August anläfßslich der Veröfftentlichung des
Generalsekretär der Synode nıcht mehr mi1ıt dem Sekretär Entwurts geäußert. Sıe wurde inzwischen 1n verschiedenen
der Bischotskonferenzen institutionell gekoppelt. Der remıen un 1n der Publizistik fortgesetzt. Dıiese Kritik
Generalsekretär un se1ın Stellvertreter (diese Passage 1St blıeb nıcht ohne Folgen. Der endgültige ext tührt 1n W el
neu) werden VO  e der Bischofskonferenz erNnNannt. Aber die Punkten einen kleinen Schritt weıter: Zu den Beratern 1n
Ernennung 1ef dem Paragraphen einahe OTAaUS oder den Oommıssıonen (mıit beschließendem Stimmrecht)erfolgte wen1gstens gleichzeıitig. Sekretär der Synode kommen 1U  =) Sachverständige (mıt beratendem Stimm-
wiırd, daran haben die „häufig geiußerten Wuünsche“ nıchts recht), den (Gästen Beobachter. Der Beobachterstatus
geäindert, Prilat Forster, der Sekretär der Bischofs- 1St den Vertretern der nıchtkatholischen Kirchen un! Ge-
konterenz. Zu seinem Stellvertreter wurde Dr Fr Kro- meınschatten vorbehalten. Ihre Rechte SIN 1aber dıe glei-nenberg, der Generalsekretär des Zentralkomitees, CI - chen WI1e dıe der (Ääste: Anwesenheit bei den Sıtzungen
W Die Eınwände, die sıch diese Ernennung un! der Vollversammlung. Die „Sachverständigen“ können
nıcht LLUT die institutionelle Koppelung richteten, auch Nıchtkatholiken se1n. Sıe sollen aber 1Ur ad hoc Zur
Z keine Gleichsetzung der Synode mı1ıt der Bıschots- Behandlung bestimmter Fragen 1n den Kommuissionen e1N-
konterenz aut der Ebene des Top-Managements, keine gveladen werden.
AÄmterhäufung mıiıt „strategischen“ Nebenabsichten, keine Abgesehen VO  e einer verwırrenden Sprachregelung:Überforderung durch Doppelfunktion. Es vab 1ın diesem Berater mıt beschließendem Stimmrecht (obwohl Berater
Punkt qualifizierte Opponenten: 7B 1mM Rahmen des nıchtkatholischepPCI definitionem nıcht beschließen),Zentralkomitees Mınıiıster Vogel uch iınnerhalb der Nıchtberater, aber Sachverständige un: womöglich noch
Biıschofskonferenz zab längere eıt verschiedene Me1- katholische Berater, aber Nichtsachverständige (abernungen. Warum konnte Nan sich bei offensichtlichem Man- nelın: heißt auch da wieder sachverständige Katho-
gel personellen Alternativen nıcht MI1t der Bestellung liken X scheıint auch dieser Komplex außerst solide g-eınes Sekretärs der Vorbereitungskommission begnügen löst: Der Sachverstand hat iın den Kommuissıionen Vor-
un der Zentralkommission eın erweıtertes Miıtsprache- rans. Die Kommuissıonen selbst siınd trel, sich diejen1genrecht zubilligen? Selbst Johannes hatte Felict, Sachverständigen 1n iıhre Reihen holen, dıe ıhnen
den heutigen Kardınal un: Präsidenten der Kommuissıon gyee1gnetsten erscheinen. Da keinerlei Einschränkungentfür die Codexreform, zunächst 1LLUL Z Sekretär der Vor- gemacht werden, kann INa  z wenı1gstens steht dem nıchts
bereitungskommission un YST be] der Veröffentlichung sowohl Sachverständige aus den anderen
des Regolamento Z Konzilssekretär ernNanNnnt. christlichen Kirchen, aber auch der Kırche EntfremdeteUnd noch ıne Zzweıte Nachbetrachtung: ZAUE Stellver- un Nichtglaubende eruten. Hıer könnte also,
LEeter. In der jetzıgen Regelung zeichnet sıch nıcht 1Ur INan die Gelegenheit, einer echten Diskussionserweite-
ıne Identifikation VO  w Bischofskonferenz un: Synode rung gyerade 1ın den Existenzfragen des Glaubens
ab, sondern auch iıne CNSC Verquickung zwıschen Bischofs-
konferenz un Zentralkomitee, dıe sıch 1n etzter eIt

kritischer Beteiligung der „Anderen“ kommen. Die KOom-
missıonen, in denen harte Befragung truchtbar se1n kann,oftenbar auch auf anderen Gebieten bemerkbar macht. dürften sıch für solche Möglichkeiten als der gyeeignetereDarunter kann (muß nıcht, aber kann) die Durchlässig- Ort anbieten als das öffentlichkeitswirksamere, aber siıcher

keit nach leiden. Das Zentralkomitee würde argumentationsschwächere Plenum.
mehr un: mehr Z Gegenüber der Bischofskonferenz. Aber der Eindruck der AÄngstliıchkeit bezüglıch der Bete1-
Was aber adurch Autorität vewinnt, kann ıhm

Eıne ligung der nıchtkatholischen Kiırchen (vor allem der vVan-
psychologischer Unabhängigkeit verlorengehen. gelıschen) bleibt. Dieser Eindruck 1sSt aber nıcht auf die
solche Parallelschaltung würde Danz besonders VO jenen Synodenvorbereitung beschränkt. Die bisherigen Vor-
bedauert, die VO'  w der Synode der Dıözesen eınen Jang- bereitungsarbeiten Z geplanten katholısch-evangelı-fristig wıirksamen Synodalisierungseffekt9 aber schen Kirchenkongrefß („Pfingsten LO 7E weısen ın dıe-
nıcht über den Weg eines solchen Prozesses ıne selbe Rıchtung. Manches, W as 1n etzter eıt „ÖOkumenisch“
Veramtlichung des Zentralkomitees denken, das Ss1e als geschieht, INAaS hüben un: drüben, bei den Bıschotskonfe-
iıne ın seinem Wesen treie Arbeitsgemeinschaft zwiıischen IeEeENZECN un be] den Kirchenleitungen, nıcht gerade 1TINU-
den in den verschiedenen Bereichen (Gruppen un Ver- tıgen. ber WIr werden uns ökumenisch noch ein1ıges e1n-
bänden) tätıgen, nıcht „beamteten“ Katholiken verstehen.
Man wırd also iınnerhalb des Zentralkomitees un anders-

fallen lassen mussen, wollen WIr nıcht schon 1n den näch-
Ssten Jahren VO  3 eiıner oft ungerichteten Entwicklung über-

diese Entwicklung bis Z ulr Synode un arüber hınaus rollt werden, die siıcher die Bıschöte wenıgsten wun-
im Auge behalten haben TIrotz dieser nıcht unbedenk-
lichen Zusammenhänge 1e( die ZESAMTE Diskussion der

schen. Warum gelzt IN  $ csehr mi1it der Eınladung Z

synodalen Mitarbeit? Man mu{fß nıcht einer unsınnıgenhervorragenden Qualifikation der Ernannten keinen Gleichschaltung (Stichwort: stımmberechtigte Beobachter)Zweiıtel. das Wort reden, aber eın Interventionsrecht 1mM Plenum
un ständıge Beratung in den Ommıssıonen spiegelt g-
wı{ noch keine ungedeckten Vorstellungen gyesamtchrist-FEın Rest VON Ängstlichkeit: dıe Beobachterfrage
liıcher Gemeinschaft, dıie ohnehin auf lokaler un! Grup-

Auch der dritte Punkt, dem Veränderungen VO1I- penebene schon viel weıter vorangeschritten 1St; als S1e auf
2l  MM wurden, mu{fß 1n einem allgemeineren Zusam- der Synode ZUuU Ausdruck kommen kann. ber hieran
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kann sicher die Geschäftsordnung un: notfalls das Plenum Gründen der verbindlichen Glaubens- un Sittenlehre der
selbst andern. Versucht INan sich übrigens die Kırche nıcht zustiımmen kann, 1St dieser Vorlage
Genese dieser Regelung vergegenwärtigen, hat 114  ’ ıne Beschlufsfassung der Vollversammlung der Synode
den Eindruck, die AÄngstliıchkeit se1l d mehr aikaler nıcht möglıch.“ Die Rückverweisung die Kommissıon
als episkopaler Natur SCWESCN. ZUr Neubearbeitung („Erarbeitung einer Vorlage“)

1St damıt nıcht ausgeschlossen.
Differenziertere Beschlußfassung

Episkopal un synodal
Der delikateste un: melsten veränderte Komplex 1St
der vierte: die Regelung der Beschlußfassung UN (Jesetz- Bıs hierher wird INa VO  3 einer fruchtbaren, VO'  - der Dis-
gebung. Wenn sıch darauf weniıger Stellungnahmen be- kussıon geförderten Entwicklung sprechen. Der Synode
ogen als auf dıie Frage der Zusammensetzung, ohl bleibt iıne echte Mitwirkung be1 der Gesetzgebung. Das
1Ur n der schwierigeren aterıe. Der bisherige Veto 1St zunächst auf die ırchlich verbindlichen Normen
Art (ursprünglich Art _2) bestimmte: „Das Recht der der Glaubens- und Sıttenlehre eingeschränkt. Dies erlaubt,
Gesetzgebung lıegt ausschliefßlich bei den Bischöfen. Be- Fragen auszudiskutieren, un! ZWIingt autf beiden Seiten
schlüsse der Synode erlangen daher ıhre Verbindlichkeit gründlıcher Argumentatıion. Die Bischofskonferenz 1St
IST durch Billigung un! Inkraftsetzung durch die Deutsche hier weıtergegangen, als viele erwarteten un: manche

Mıtautoren des Statuts vermutlich wünschten. GeradeBischofskonferenz oder — Je nach Zuständigkeit durch
die einzelnen Diözesanbischöte.“ Im urprüngliıchen (nicht- über diesen Komplex wurde ın der Bischotskonterenz
veröffentlichten) Entwurtf der Studiengruppe die selbst viel CNn. Dıie Zweidrittelmehrheit Aie]l nıcht

VO Hımmel. ber manche Verfechter des bischöflichenSynodalbeschlüsse ausdrücklich als bloße Empfehlungen
(nach den kanonischen Bestimmungen u  °  ber die Diözesan- Vorbehalts (in der Synode selbst) ürften sıch ıhrem
synoden Ga 362) verstanden. Das bedeutete, daß Leidwesen noch 1n anderer Richtung übertroffen füh-
der eigentlıche Gesetzgebungsakt außerhalb der Syn- len Abs VO  - Art. bringt ıne gewıß notwendige,
ode durch die Bischotskonferenz oder durch den Einzel- aber problematische Präzisierung des Vorbehalts-
bischof VO  Z der Synode stattgefunden hätte. yechtes. Er besagt, daß ıne Beschlußfassung Vorlagen,
AaSt. übereinstimmend wünschten Gremıien, Gruppen un: die Anordnungen enthalten, unmöglıch ist, WE die

Deutsche Bischofskonterenz erklärt, dafß dazu die bischöf-Presseorgane die Verlegung des Gesetzgebungsaktes in die
Synode selbst. ber das Wıe gab verschiedene Meınun- iche Gesetzgebung verweigert werden mu Diese Be-
SCH. Vor allem Z7zwel Vorstellungen konkurrierten m1t- stımmung 1St cehr dehnbar. Grenzt s1e 1Ur Partikularrecht
einander: Dıie eınen forderten für Beschlüsse 89008 Anord- VO Gesamtrecht der Kirche aAb (unter Einschlu{fß der
nungscharakter die Zweidrittelmehrheit der Bischofs- Vorbehalte Oms), oder meılint s1e ıne absichernde SCNC-
konterenz un! demzufolge eın gELFENNTES Abstimmungs- relle Vorbehaltungsmöglichkeit 1in Ordnungsfragen? Ge-
verfahren für die Bischöfe bzw gesonderte Stimmzettel. dacht WAar s1e ohl primär für solche Fälle, staatliches
Dıie anderen plädierten tür eın (in der Synode selbst wäh- oder allgemeines Kirchenrecht einem Anordnungsbeschlufß
rend der Abstimmungsvorgänge) ausgeübtes Vetorecht entgegenstehen (Beispiel: Verhältnis Kirchenvorstände
der Bischöte. Pfarrgemeinderäte). ber die Bestimmung impliziert
Die Bischofskonterenz versuchte 7zwischen den Vorschlä- 7zweıtellos mehr als diese Fälle
SCH, die s1e beide tfür ungangbar hielt (weil S1e nach ihrer Hıer spielen siıcher gesamtkirchliche Rechtszusammen-
Meınung das Gegenüber VO'  - Synode un: Bischötfen nicht hänge hineıin, die nıcht einmal für den einzelnen Bischot
auflösten), ıne vermittelnde Lösung. Sıe scheinen aber klar durchschaubar sind: Wo verlauten die tatsächlichen
1im Endergebnıis der Z7weıiten nähergerückt se1in. Der un die möglichen rYrenzen der Gesetzgebungsvollmach-
bisherige Art wurde Art erweıtert. Art. 13, ten der Bischofskonferenzen bei gegenwärt1ig fließender
Abs regelt die Beschlußfähigkeit (beschlußfähig: be1 Entwicklung? 1eweılt können mehrere Diıözesen bzw
Anwesenheit VO  3 Wwe1 Dritteln der Mitglieder). Abs Kırchenproviınzen ıhre diözesane Gesetzgebung 1ın einer
sieht (wıe bisher) ıne Zweidrittelmehrheit der nwesen- gyemeinsamen Synode nach dem Modell der Diözesan-
den für die Beschlufßfßfassung 1n Sachfragen SOW1e bei Zal- synode „zusammenlegen“, ohne da{fß einer Auswel-

Lung römischer Approbationen kommt? Anordnungen VO  -lassung VO:  - Änderungs- un:! Zusatzanträgen während der
zweıten Lesung VOL Art 14, Abs bestimmt (ın der Diözesansynoden bedürten generell nıcht der römischen
Sache einem Vorschlag des Zentralkomitees folgend): „Be- Approbatıion, Anordnungsbeschlüsse VO  - Provinzialsyno-
schlüsse der Synode werden durch den Präsiıdenten der den (eine Kırchenprovınz) un Plenarkonzilien (mehrere
Synode bekanntgegeben un!: in den Amtsblättern der Bıs- Kirchenproviınzen) ohl Auf Grund des jetzıgen Kon-
tuüumer veröffentlicht.“ Abs präzısıiert: Anordnungs- D scheint möglıch se1n.
beschlüsse Lreten ML1t der Veröffentlichung 1m Amtsblatt ber diese Fragen ürften siıch weitgehend 1MmM Vollzug
des Bıstums als Gesetz der Deutschen Bischofskonferenz regeln lassen, während eın extensiver Gebrauch VO Eın-
oder als Diözesangesetz 1n raft Damıt 1St (wenn auch spruchsrecht auch 1n allen Ordnungsftragen das Ergebnis
nıcht 1n jeder Hınsıcht präzıse) eın Zweitaches geändert: der Synode un die strukturelle Weiterentwicklung 1mM

deutschen Katholizismus erheblich un gefährlich e1n-Der Gesetzgebungsakt wırd über die Person des Präsı-
denten (und Vorsitzenden der Bischofskonferenz) 1n die schränken könnte. Beginnt hier schon eın yewolltes, W EL

Synode selbst verlegt. Dıie Inkraftsetzung durch den Eın- auch keineswegs notwendiges Übergewicht des Episko-
zelbischof enttällt oder 1St abgemildert C durch Ver- palen über das synodale Prinzıp? Der Eindruck verstärkt

sıch M1t dem Abs des Art. Er lautet: „ MOr jederöffentlichung 1m Amtsblatt. Damıt wurden Z7zwel wich-
tige Desiderate erfüllt. Neu 1St Art. L3 Abs Er Lesung 1St der Deutschen Bischofskonterenz Gelegenheıit
schreibt das Vorbehaltsrecht der Bischöfe: „Erklärt die einer Stellungnahme den Vorlagen geben. Be-

denken der Deutschen Bischofskonferenz, die 1n der Lehr-Deutsche Bischofskonferenz, da{ß s1e einer Vorlage Aaus
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autorität oder Gesetzgebungsrecht der Bischöfe begrün- Warnung Or FEıle
det sınd, werden der Vollversammlung spatestens wäh-
rend der zweıten Lesung mMI1t entsprechender Begründung Irotz eıner gew1ssen Tendenz ZUTE: Absıicherung, die INa  a}
bekanntgegeben.“ Der zweıte Satz bringt WAar iındirekt dem Statut da un:! dort anmerkt, dürfte sıch 1mM (Gan-
ıne weıtere Ausdehnung des Vorbehaltsrechts praktisch zen als brauchbares Instrument erweısen, WE durch
auf alle Beschlußarten (also auch bej Voten den Apo- ıne flexible Geschäftsordnung erganzt wiırd un: durch
stolischen Stuhl, bei Erklärungen die Ofrtentlichkeit ein verbessertes Vorbereitungsklima das gegenseılt1ige Miß-
eEte:) Aber dagegen dürtte nıcht viel einzuwenden sein. trauen abgebaut wiırd. Wl die Synode spatestens Früh-
Dıie ın der bisherigen Diskussion häufig unters:!  1edenen jahr 1971 ZUr konstituierenden Sıtzung USaMMeENTLrFeTCN,
Qualifikationen (bei Anordnungen dıe Bischofskonte- werden sicher die meısten begrüßen, WeNn aAb jetzt
C112 gebunden, bei Erklärungen, Voten ett” fre1) WAar PTrOo- die Sachdebatte absoluten Vorrang erhält. Der Vor-
blematisch un: vermutlich wen1g praktikabel. ber nıcht bereitungskommission sınd nach der Intention der Bı-
gzut beraten schienen die Laıen, dıe das korporatıve Inter- schofskonferenz tür diese eIit hauptsächlich vier Auft-
ventionsrecht der Bischöfe VOTr jeder Lesung institutionell yaben gestellt: die Durchführung der Repräsentatiıv-testgelegt wı1ıssen wollten. Ist den Bischöfen das nıcht ohne- befragung un: der Fragebogenaktion ZUr Thematik der
hın unbenommen? Und hat nıcht der Vorsitzende oder eın Synode, deren Vorarbeiten bereits angelaufen sind;: die
anderer Bischof jederzeıt das Recht bzw die Möglichkeit, Förderung der Sachdiskussion auf breiter Basıs: C) die
1m Namen der Gesamtkonferenz Z sprechen: Meıinungen Ausarbeitung eıner Geschäftsordnung; die Vorberei-

außern, Bedenken tormulieren? Scha * in  = durch Cung der konstituierenden Sıtzung. Dıie amtlichen uße-
viele Absıcherungen nıcht ıne ungute Atmosphäre, die rungen in den Tagen nach der Verabschiedung des Statuts

auf Grund gegenseltigen Mifßtrauens zwiıschen „Oberen“ durchwegs VO  3 einem Stoßseufzer der Erleichte-
un:! „Unteren“ in den verschiedenen remıen ohnehin nıcht Iung begleitet. „Endlich“ habe INan das mühselige (Ge-
die beste 1St? IDe etzten Vollversammlungen des Zentral- schäft der Paragraphen hinter sıch gebracht, „endlich“
komitees lieferten datür einen est Das Plenum könne iNan Themen diskutieren. Das Management 1l
wüßte ohnehin, WI1e eın Vorhaben steht, WEn Taten sehen, onkreten Inhalten tühren. Jedermannwiederholt auf schwere Bedenken verschiedener Bischöte wırd das wünschen. Dennoch möchte iInan VOT Perfektion
stöfßt? Und die Biıschofskonferenz kann sıch gew1ß5 auch un! Eılfertigkeit WAarnelnl. Man hat einen Gesetzesrahmen.
den Luxus leisten, nıcht ın jeder Einzelfrage 1n voller Ge- Man 11 ıne klare Thematık auf breiter Basis disku-
schlossenheit aufzutreten, sondern einen bischöflichen tıeren. ber arüber sollte das Zwischenstück 7zwischen
Meinungspluralismus VOT der Oftentlichkeit nıcht Ver- Statut un: ematık nıcht VErSECSSCH werden: die Frage,bergen. Warum sollte das ın Deutschland anders se1in als W ads INa  - mıiıt der Synode überhaupt wiıll, welche Aufgabeauf dem Konzil? INa  z} ıhr zuerkennt, welche Funktion s1e 1n der Kırche
Insgesamt scheint das Verhältnis VO  3 Synode un: Ep1- un: 1m deutschen Katholizismus erfüllen hat Eın breit
skopat bzw. die Rolle des Episkopats ın der Synode gefächerter Themenkatalog lıegt VOT (vgl den Wortlaut
der gENANNTEN großen Änderungen wenıgsten AaUS- ın Herder-Korrespondenz ds Jhg., 474) Seine ffen-
diskutiert se1n. Weniger, WwI1e sıch schon bisher zeıgte, heit WIFL: VO  e} allen gerühmt. Nıemand wird ıhm diese
ın der Frage der Beschlußfassung selbst als in der internen Anerkennung CN., Er enthält die thematischen Stich-
Zuordnung der Urgane un: Funktionen. Hıer 1St das Er spricht auch VO  w} „durchlaufenden Perspek-
Übergewicht der Biıschotskonferenz MIit vielen Absiche- tıven“, dıe bei allen Themen eachten S1N: die kon-
Tungscn geblieben: 1m Präsıdium, 1mM Sekretarıiat, 1n eLtw2 krete Glaubenssituation, die Zuordnung der Verantwort-
auch ın der Vorbereitungskommission, be] der Zulassung lıchkeiten, der theologische ezug den pastoralen
VO  3 Beratungsgegenständen (von der Zentralkommission Fragestellungen, die ökumenische Verantwortung, das
vorgeschlagen, aber VO' Präsiıdium 1m Eınvernehmen mıiıt Verhältnis ZAUHE Gesamtgesellschaft. Sıe sollen ine Art
der Bischofskonferenz festgesetzt), Berutung VO  3 Bera- Formalobjekt Z Materıal der Einzelthemen bilden. Sıe
tern (durch den Präsidenten autf Vorschlag der Bischots- geben Gesichtspunkte A denen dıese Einzelthemen
konferenz oder der Zentralkommission), Begınn un: Ab- VO  ; der Glaubensbegründung bis ZUuUr soz1alen Diakonie
schluß der Synode (über das letztere JetZt allerdings 1m csehen sınd. Sıe könnten aber ebensogut ıhrerseits als
Benehmen miıt der Zentralkommission). Dıie Vorberei- Einzelthemen entwickelt werden. Eıne Gesamtperspek-
tungsgremıen werden bischöflich präsidiert. Im CGGanzen t1ve, in der die Synode arbeiten x  h  ätte, ergeben s1e
stellt siıch ‚War heraus, da{fß im Verlauft der Veräan- nıcht. eht INa  =) fehl,; WECI1LI 1194  - gerade iın diesem Punkt
derungen des Statutenentwurfs die Zentralkommissıon Unsicherheit konstatiert? Diese Gesamtperspektive C1I-

ein1ıges Gewicht dazuerhalten hat Aber INa  =) hat ımmer scheint wichtiger als eın noch vollständiger Themen-
noch den Eindruck, als würde dıe Rolle der Vollversamm- katalog Diese könnten sıch sinnvoll auf Wesentliches un:
lung dem Zugriff der VO Episkopat bestimmten Praktikables konzentriert IST daraus ergeben. Hıer
Arbeits- un Leitungsgremien kurz gehalten. Schon 1M scheint aber für die nächste eıt der Vorbereitung der
Umtang 1St der Art über die Vollversammlung außerst schwlier1igste un: neuralgischste Punkt lıegen. Die
schlank geraten., Er wurde Jjetzt durch einen drıitten Ab- intensıve Statutendiskussion hat die Erörterung der 7iel-
Saı erganzt, der dıe „Offentlichkeit“ der Synode regelt. vorstellungen zunächst verdrängt. Man oll S1e jetzt durch
Manche werden diesen Zusatz als ıne weıtere Einschrän- Fixierung auf Detaildiskussion nıcht weıter verdrängen.
kung interpretieren. Er häalt test, da{ß die Presse ın der Die Bischofskonterenz hat abgelehnt, einen Vorschlag
Regel zugelassen sel. ber Ausnahmen bestimme das Prä- der Vollversammlung des Zentralkomitees berücksichti-
siıdium. Daiß iINnNan n möglıcher Störungen nıcht volle SCH un iıne erweıterte Priäambel über Funktion un! Ziel-
Oftentlichkeit zuläßt, 1St verständlich. Vom Plenum wiıird SETZUNg der Synode 1n das Statut aufzunehmen. Diese Präa-
iINna  — die Presse auch be1 Ausnahmen nıcht fernhalten ambel tendierte nach verstärkter Akzentuierung der Syn-
können. ode als Reformftferment. Nach dieser Präambel hatte die
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Synode die Aufgabe, A ihrem Bereich 1mM Anschlufß Augen. Die Bischöfe mochten be1 ihrer ersion auch
das Zweıte Vatikanische Konzıil ZUuUr Besinnung der Kirche Rom denken. Da aber das Konzıl die gegenwärtige Um-
auf ıhre Sendung un! ihre Aufgaben 1n der Welt VO  3 bruchsituation ÄCANE Ireigesetzt hat un: selbst nıcht mehr
heute SOWI1e A Neugestaltung des christlichen Lebens bei- darauf reagıeren konnte, würde I1a die Synode, die nıcht
zutragen”. In dieser Formulierung MNag nıcht das Letzte 1Ur Verhaltensregeln 1n Ordnungsfragen erläßt, sondern

begrifflicher Präzisıon stecken. ber der Unterschied durch Ausdiskutieren ein1ger zentraler Probleme elt-
ZAHT: Akzentsetzung Z beibehaltenen Art 108 der die linien für das Verständnis des Glaubensdienstes der
Aufgabe der Synode auf die Förderung der Verwirk- Kırche un: des Christen heute vorzeı  nen soll, in eın
lıchung der Konzilsbeschlüsse beschränkt, springt iın die falsches A Schuhe stecken.

eldungen ırche und Gesellschaft

Vorbereitung einer obumeniıschen Welt-Entwicklungskonferenz
Dıie starken Impulse der Vierten Z Konsolidierung des Rassısmus ın dieser Frage ımmer deutlicher 1n
Vollversammlung des Weltrates der be;i“ (epd, 69) Sie muüßten der Oftentlichkeit sprechen un
Kirchen 1n Uppsala 1968, die Tätıg- zumal nach den bösen Erfahrungen der Veränderung alscher Strukturen
keit der Kırchen reicher Länder auf mıiıt dem Antısemitismus versuchen, der Weltwirtschaft miıtwirken (epd,
die Ausbreitung der Gerechtigkeit das Unrecht wiedergutzumachen, be- 69) Als praktische Ratschläge
durch mehr Entwicklungshilfe sonders durch Eınwirkung auf ıne werden SCNANNT ıne entsprechende
konzentrieren, haben ein starkes Änderung der Welthandelspolitik. Haltung gyegenüber farbıgen Arbeit-
posıtıves Echo ausgelöst, da{ß der Unter diesem Gesichtspunkt wurde nehmern, Praktikanten un! Studen-
Zentralausschuß des Weltrats die Gründung eines „Rates der Kır- tCM, eın ANSCMESSCNES Verhalten
Canterbury die Einberufung einer chen“ MIt einem wirklıch Jeistungs- deutscher Fachkräfte, Geschäftsleute
Welt-Entwicklungskonferenz der be- un Touristen 1ın Ländern der Drıit-fähigen „Okumenischen entrum“
teiligten Kiırchen nach ent für den für den Bereıich der Bundesrepublik ten Welt, Konzentratıon der kırch-

bıs 31 Januar 1970 beschlossen un der Okumenischen lichen Entwicklungshilfe aut den
hat Von den erwarteten 100 ele- Zentrale 1n Frankturt M., die für amp den Rassısmus un:
/1erten wırd eın Drittel AUS Ent- solche Aufgaben weder geschaffen mehr Beıiträge für den Fonds des
wicklungsfachleuten bestehen, wäh- wurde noch geruüstet 1St, empfohlen, Weltrates der Kıirchen, der diesem
rend we1l Drittel VO  3 kirchlichen einen römisch-katholischen Mitarbei- Zweck dient, natürlich auch ıne
engagıerten Organısationen gestellt ter yewınnen. Einwirkung auf das öffentliche Be-
wırd. Dıie Hilfte dieser Delegierten Gleichzeitig tagten in Frankturt . wußtsein durch ıne vezielte Intfor-
kommt AaUS reichen Ländern, die die Mitglieder des Strukturaus- mationspolitik.
andere Hilfte Aaus Entwicklungslän- schusses des Weltrates der Kirchen Der Ball wurde sogleich weıterge-
dern. Es werden 1n fünf Arbeits- MmMi1t Generalsekretär Blake un: spielt einer 1ın Hamburg stattfin-

dem Generalsekretär des Lutheri-SIUDPCNH sämtliche Probleme durch- denden Konferenz der Evangelıischen
beraten, dıe A0 Sache gehören. Von schen Weltbundes Appel Sie Lr’2a- Arbeitsgemeinschaft für Weltmission
der EKD-West kommt Präses ten siıch in Arnoldshain mMI1t den oben un des Deutschen Evangelischen
Thimme VO:  ; der Evangelıschen Kirche erwähnten Ckumene-Referenten der Mıssıonsrates. Entwicklungsexperten
ın Westfalen, der auch 1m Planungs- Landeskirchen, auf deren DBe- Aaus Genft, die VOIl Frankfurt
ausschuß SItZt (Opd, 69) schlüsse Einflufß nehmen. herübergekommen d  N, rieten eNTt-
Inzwischen rusten sich die Kirchen schieden einer Änderung der In-
ın den verschiedenen Ländern auf vestitionspolitik 1n den Ländern derDeutscher Fünfjahresplan Drıtten Welt Statt durch Industrie-dieses große Treften. Ende Oktober den Rassısmustraten sıch 1n der Evangelischen Aka- firmen 1n den Entwicklungsländern
demie Arnoldshain die Okumene- SO wurde die Tagung 7z1emlıch C1I- NEUeEe Märkte erschließen, müßten
Referenten der Landeskirchen un: tragreich. S1e eschloß einen Fünf- dort Fabriken gebaut un: Arbeits-
Freikirchen SOWI1e der kirchlichen jJahresplan Z Bekämpfung des Ras- plätze geschaffen werden. Es se1l dıe
Werke einer Vorbesprechung. In S1SMUS, un! ZWAar einstimmı1g. Darın Aufgabe der Kırchen Europas un:
einem Beschluß wırd often erklärt: heißt A.9 da 1ın Deutschland der USA, „dıe Logik des Kapıtals in
„ Irotz des persönlichen Eıinsatzes allmählich e1n Bewußtsein tfür dıe Frage stellen“ (epd, 11 11 69)
vieler Christen haben auch die deut- Notwendigkeit der Entwicklungs- Der Referent Hollenweger tor-
schen Kirchen un ıhre Mıssıonen 1MmM hılfe entstehe. Was noch fehle, se1 die derte ohl voreılıg die deut-
Geifolge der Kolonialisierung der Einsicht 1n den Zusammenhang schen Kırchen auf, ein Miıss10nspro-
Errichtung VO  w ausbeuterischen Wırt- zwıschen Weltarmut un! Rassısmus. jekt vorzulegen, „das die Miärkte
schaftssystemen bewußt der unbe- Der Rassenkonflikt werde heute pr1- yroßer Industriefirmen iın den TLän-
wußt partızıplert.“ urch ihre Ver- mar auf wirtschaftlichem un politi- dern der Dritten Welt torpediert”.
flechtung 1ın herrschende vesellschaft- schem Gebiet ausgetragen. Deshalb Sonst werde die Mıssıon keine Zu-
ıche Systeme hätten dıe deutschen müßÖten auch hier die Lösungen g- kunft haben, W CI111 S1e ımmer noch
Kirchen auch heute noch „Anteıl sucht werden, un! die Kirchen mufs- mMI1t der Wiırtschaftspolitik ihrer Her-
der Ausbeutung un trugen damıt ten die Konsequenzen zıehen, kunftsländer gleichziehe.
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